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Zu Kapitel II (Geschäftsbereich des Bundesministers 
des Innern)

1. Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Wahlen zu 
Landtagen in der Deutschen Demokratischen Republik vom 
22. Juli 1990 (Ländenwahlgesetz - LWG) vom 30. August 
1990 (GBl. I Nr. 58 S. 1422)

2. D ie§§4 ,8und10  des Gesetzes über Rechtsverhältnisse der 
Abgeordneten der Volkskammer der Deutschen Demokrati­
schen Republik vom 31. Mai 1990 (GBl. I Nr. 30 S. 274) 
gelten mit folgenden Maßgaben fort:

a) Abgeordnete der Volkskammer der Deutschen Demokra­
tischen Republik erhalten Übergangsgeld für die Dauer 
von drei Monaten gemäß § 8 Abs. 1 in Höhe der Ent­
schädigung nach § 4 Abs. 1. Übersteigt die Dauer der 
Mitgliedschaft in der Volkskammer der Deutschen Demo­
kratischen Republik in der 10. Legislaturperiode drei 
Monate, so wird für jeden weiteren Monat der Mitglied­
schaft, längstens für drei weitere Monate, ein um 30 vom 
Hundert gekürztes Übergangsgeld nach Satz 1 gewährt.

b) Bezüge aus der Mitgliedschaft im Deutschen Bundestag, 
im Europäischen Parlament oder in einem Landesparla­
ment, aus einem Amtsverhältnis, aus einer Verwendung 
im öffentlichen Dienst, aus einem sonstigen Beschäfti­
gungsverhältnis, aus einer selbständigen Tätigkeit sowie 
Renten werden angerechnet. Beim Zusammentreffen 
eines Übergangsgeldes nach Nummer 1 mit einem Über­
gangsgeld aus einer Tätigkeit als Mitglied des Minister- 
rates/Staatssekretär ist §10 Abs. 1 sinngemäß anzu­
wenden.

c) Die Leistungen unterliegen der Beitragspflicht zur Sozial­
versicherung.

d) Die Zeiten des Bezugs dieser Leistungen sind wie 
Arbeitsrechtsverhältnisse im Ausweis für Arbeit und 
Sozialversicherung einzutragen.

e) Die Zeiten des Bezugs dieser Leistungen gelten bei der 
Gewährung und Berechnung von Renten der Sozialversi­
cherung als versicherungspflichtige Tätigkeit. Im Berech­
nungszeitraum für Alters- und Invalidenrenten liegende 
Zeiten des Bezugs dieser Leistungen bleiben bei der 
Berechnung des Durchschnittsverdienstes unberücksich­
tigt, wenn es für den Rentner günstiger ist.

f) Die von der Volkskammer der Deutschen Demokratischen 
Republik in das Europäische Parlament entsandten 
Abgeordneten erhaltenjür die laufende Legislaturperiode 
des Europäischen Parlaments die Rechtsstellung eines 
Mitglieds des Europäischen Parlaments nach dem 
Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des 
Europäischen Parlaments aus der Bundesrepublik 
Deutschland vom 6. April 1979 (BGBl. I S. 413) in der 
jeweils geltenden Fassung unter Beibehaltung ihrer be­
ratenden Funktion, soweit und solange der gesamt­
deutsche Gesetzgeber keine andere Regelung getroffen 
hat.

3. Beschluß des Ministerrates der Deutschen Demokratischen Re­
publik über Regelungen zur sozialen Sicherstellung für ausschei­
dende Mitglieder des Ministerrates vom 8. Februar 1990 in der 
Fassung des Beschlusses vom 8. August 1990 (GBl. I Nr. 62 S. 
1552) und Beschluß des Ministerrates der Deutschen Demokrati­
schen Republik zur sozialen Sicherstellung für aus ihren Funktio­
nen ausscheidende Staatssekretäre vom 29. August 1990 (GBl. I 
Nr. 62 S. 1552)

mit folgenden Maßgaben:

a) Mitglieder des Ministerrates, die aus nicht in ihrer Person 
liegenden Gründen aus der Regierung ausscheiden, das 
Rentenalter noch nicht erreicht haben und nicht sofort 
eine andere Tätigkeit aufnehmen können oder bei denen 
die Aufnahme einer solchen mit einer Einkommens­
minderung verbunden ist, erhalten ein Übergangsgeld.

Das Übergangsgeld wird für die auf den Tag des Aus­
scheidens folgenden drei Monate in Höhe des im letzten 
Monat vor dem Ausscheiden gezahlten Gehalts gewährt. 
Übersteigt die Dauer der Mitgliedschaft im Ministerrat drei 
Monate, so wird für jeden weiteren Monat der Mitglied­
schaft, längstens für drei weiter Monate, ein um 30 vom 
Hundert gekürztes Übergangsgeld nach Satz 1 gezahlt.

b) Bezüge aus der Mitgliedschaft im Deutschen Bundestag, 
im Europäischen Parlament oder in einem Landesparla­
ment, aus einem Amtsverhältnis, aus einer Verwendung 
im öffentlichen Dienst, aus einem sonstigen Beschäfti­
gungsverhältnis oder aus einer selbständigen Tätigkeit 
sowie Renten werden angerechnet.

c) Die Leistungen unterliegen der Beitragspflicht zur Sozial­
versicherung.

d) Die Zeiten des Bezugs dieser Leistungen sind wie 
Arbeitsrechtsverhältnisse im Ausweis für Arbeit und 
Sozialversicherung einzutragen.

e) Die Zeiten des Bezugs dieser Leistungen gelten bei der 
Gewährung und Berechnung von Renten der Sozialversi­
cherung als versicherungspflichtige Tätigkeit. Im Berech­
nungszeitraum für Alters- und Invalidenrenten liegende 
Zeiten des Bezugs dieser Leistungen bleiben bei der 
Berechnung des Durchschnittsverdienstes unberück­
sichtigt, wenn es für den Rentner günstiger ist.

4. Erste Durchführungsbestimmung zur Verordnung über die
Entschädigung der Mitglieder kommunaler Vertretungen
- Entschädigungsverordnung - vom 4. September 1990
(GBl. I Nr. 60 S. 1473)

Zu Kapitel III (Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Justiz)

5. Stiftungsgesetz vom 13. September 1990 (GBl. I Nr. 61 
S. 1483)

mit folgender Maßgabe:

Dieses Gesetz gilt, soweit es bundesrechtlich nicht geregelte 
Gegenstände betrifft, in den in Artikel 1 Abs. 1 des Vertrages 
genannten Ländern als Landesrecht fort.

6. Rehabilitierungsgesetz vom 6. September 1990 (GBl. I 
Nr. 60 S. 1459)

mit folgenden Maßgaben:

a) § 1 Abs. 1 Nr. 2 und 3 und Absatz 4 sowie der 3. bis 
5. Abschnitt (§§ 18 bis 42) finden keine Anwendung. § 2 
Abs. 2 gilt nur für Ansprüche der gemäß dem 2. Abschnitt 
(§§ 3 bis 17) rehabilitierten Personen.

b) Personen, die durch eine rechtsstaatswidrige Einweisung 
in eine psychiatrische Anstalt Opfer im Sinne des Arti­
kels 17 des Vertrages geworden sind, haben die gleichen 
Ansprüche wie gemäß dem 2. Abschnitt (§§ 3 bis 17) 
Rehabilitierte.

c) § 2 Abs. 2 und 3 wird wie folgt gefaßt:

„(2) Ferner begründet die Rehabilitierung Ansprüche des 
Betroffenen nach Maßgabe dieses Gesetzes.

(3) Für die Rückerstattung oder Rückgabe von Vermö­
genswerten, die im Zusammenhang mit rechtsstaats­
widrigen Strafverfolgungsmaßnahmen dem Betroffenen 
oder Dritten entzogen worden sind, findet das Gesetz zur 
Regelung offener Vermögensfragen (Anlage II Kapitel III 
Sachgebiet В Abschnitt I zum Vertrag vom 31. August 
1990) Anwendung.“

d) § 6 wird wie folgt gefaßt:

,.§ 6
Ansprüche auf Rückerstattung bezahlter Geldstrafen, 
Gebühren und Auslagen des Strafverfahrens sowie Haft-


